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Mit großen Schritten 
schreitet die Digitali-
sierung der Wirtschaft 
voran. Das betrifft in 

immer stärkerem Maße auch klei-
ne und mittlere Unternehmen so-
wie kleinere Gewerbetreibende und 
Handwerksunternehmen. Eines der 
wichtigsten Beispiele hierfür sind 
die Ausgangsrechnungen eines Un-
ternehmens. Die Geschwindigkeit 
der Rechnungsstellung und die Si-
cherheit, dass die Rechnungen den 
Kunden auch erreichen und von ihm 
bis zur Zahlung verarbeitet werden 
können, sind künftig fundamental. 
Je sicherer und schneller der Prozess, 
umso schneller ist der Geldfluss auf 
das eigene Bankkonto. 

Das E-Rechnungsgesetz und die 
E-Rechnungsverordnung verpflichten 
Unternehmen, die im Rahmen öffent-
licher Aufträge an den Bund Produkte 
liefern oder Dienstleistungen erbringen, 
ab einem Auftragswert von 1.000 Euro 
eine elektronische Rechnung zu sen-
den. Dieses gilt für Fakturierungen ab 
dem 20. November 2020. Daneben sind 
auch die Bundesländer und alle Kom-
munen verpflichtet, diese Vorschriften 
bis 2020 umzusetzen.

Das heißt: Alle Unternehmen, die 
Bund, Länder und Kommunen zu ih-
ren Kunden zählen, müssen ab Ende 
nächsten Jahres in der Lage sein, elek-
tronische Rechnungen zu erstellen. 
Können die Betriebe diese Vorgabe 
nicht umsetzen und sie stellen wei-
terhin Papierrechnungen aus, so ist 
eine fristgerechte Bezahlung höchst 
unwahrscheinlich. Um Liquiditäts-
engpässe oder sogar eine Zahlungs-
unfähigkeit der Unternehmen zu ver-
meiden, bleibt ihnen daher gar keine 
andere Wahl als die eigenen Prozesse 
dafür „fit zu machen“.

Hilfestellung mit „Smart-
Transfer“ von DATEV

Was müssen Unternehmen nun kon-
kret tun, um digitale Rechnungen zu 
versenden? Natürlich können die Be-
triebe in Kooperation mit Herstellern 
von Fakturierungssoftware langwie-
rige und wahrscheinlich sehr teure 
Projekte realisieren, um dann elektro-
nische Rechnungen erzeugen zu kön-
nen. Ein solches Projekt oder der Kauf 
einer neuen Software kostet jedoch 
nicht nur eine Menge Geld, sondern 
auch viel Zeit des Inhabers und seiner 
Mitarbeiter. 

Eine deutlich einfachere, zeitsparen-
dere und günstigere Lösung bieten 
wir als Steuerberater den betroffenen 
Unternehmen mit der DATEV-Lösung 
„SmartTransfer“. Mittels dieses Verfah-
rens werden die bereits vorliegenden 
Fakturierungsdaten einfach und kos-
tengünstig im DATEV-Rechenzentrum 
in elektronische Rechnungen konvertiert 
und von DATEV direkt an die Kunden 
verschickt. Dank der frühzeitigen Unter-
stützung durch den Steuerberater kön-
nen Liquiditätsrisiken für die Unterneh-
men vermieden werden. 

Gerne unterstützen wir Sie tatkräftig 
bei der Umstellung auf die E-Rechnung. 
Sprechen Sie uns an! 

Die elektronische  
Rechnung kommt!

Torsten Jasper
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater & Partner
0421 16 237-0
tj@clostermann-jasper.de

Ihr Ansprechpartner:

Marie-José Bock
Senior Consultant der betriebswirt-
schaftlichen und steuerlichen Beratung
0421 16 237-38
m-bock@clostermann-jasper.de

Ihre Ansprechpartnerin:

Seit Januar 2019 sind Ar-
beitgeber verpflichtet, 
das neue maschinelle 
Antrags- und Bescheini-

gungsverfahren – auch A1-Ver-
fahren genannt – zu nutzen. Ziel 
dieser Maßnahme ist, eine doppelte 
Beitragszahlung für in EU-Staaten 
sowie nach Island, Liechtenstein, 
Norwegen und in die Schweiz ent-
sandte Mitarbeiter zu vermeiden. 
So sehen die Regelungen vor, dass 
unter bestimmten Voraussetzun-
gen weiterhin allein die deutschen 
Rechtsvorschriften gelten.

Was müssen Sie beachten? Die er-
forderliche Bescheinigung muss auch 
bei kurzen Dienstreisen beantragt 
werden. Hierfür genügt bereits ein 
stundenweiser Aufenthalt,  bei-
spielsweise für Meetings während 
der Dienstzeit. Führt der ins Ausland 
entsandte Mitarbeiter diese Beschei-
nigung nicht mit, könnte ihm vor Ort 
sogar der Zutritt zum Firmengelände 
verweigert werden. 

Wie praktikabel der gesamte Prozess 
letztlich ist, bleibt zunächst abzuwar-

ten. Denn bei steigenden Antragszah-
len ist selbst bei einer vollautoma-
tisierten Bearbeitung des Antrages 
derzeit fraglich, ob der vorgesehene 
Ablauf überhaupt zeitnah – besten-
falls innerhalb weniger Minuten – 
umgesetzt werden kann.

Ihre Mitarbeiter sind im Rahmen von 
Dienstreisen im Ausland unterwegs 
und Sie haben Fragen zur A1-Be-
scheinigung? Dann sprechen Sie uns 
gerne an!

A1-Bescheinigung bei  
grenzüberschreitender 

Beschäftigung
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Nach dem Abitur 2016 habe ich ein BWL-Studium aufgenommen 
und seitdem viel theoretisches Wissen erworben. Konkretes Bei-
spiel: Wie man einen Windpark in der Nordsee degressiv abschreibt 
und wie dabei Rückkultivierungskosten, Markt- sowie Effektivzin-
sen beachtet werden müssen. Jedoch merkte ich schnell, dass mir 
der Bezug zur Praxis deutlich fehlte. Um diese Lücke zu schließen 
und mich weiterzuentwickeln, habe ich mich bei der Clostermann 
& Jasper Partnerschaft zunächst für ein Praktikum beworben.

Während dieser praktischen Phase gab es schon eine ganze Reihe 
an „Aha-Momenten“. Ich fühlte mich auf Anhieb wohl in der Kanz-
lei, sodass ich mich über das Angebot für eine Weiterbeschäfti-
gung als Werkstudent sehr freute.
Nun bin ich im Bereich der Wirtschaftsprüfung und steuerli-
chen Beratung tätig – assistiere beispielweise bei der Erstellung 
von Jahresabschlüssen sowie Steuererklärungen. Darüber hi-

naus unterstütze ich Projekte wie etwa Umstrukturierungen oder 
Unternehmensnachfolgen. Dabei begeistert mich immer wieder die 
präzise Arbeitsweise der Kollegen und der hohe Qualitätsanspruch 
der Kanzlei. Durch meine Tätigkeit als Werkstudent bin ich nicht 
auf einen konkreten Bereich festgelegt, kann über den „Tellerrand“ 
schauen und von erfahrenen Kollegen profitieren.
  
Immer wieder bin ich vom respektvollen Umgang unter den Kol-
legen und vom starken Zusammenhalt des Teams beeindruckt. Ich 
kann jederzeit auf die Unterstützung der Kollegen zählen, denn 
bei Clostermann & Jasper gibt es keine „doofen“ Fragen. Auf-
grund der Vielfalt an verschiedenen Fachkompetenzen ergänzen 
sich die Kollegen immer wieder gegenseitig und bringen ihr Wis-
sen sowie ihre Erfahrungen in die Projekte ein. Mein Fazit: Hier 
kann ich noch viel lernen und ich freue mich auf die kommenden 
Herausforderungen!

Aus dem Leben eines Werkstudenten bei CJP
JONATHAN MELCHERS MACHT SEINE ERSTEN BERUFSERFAHRUNGEN IN DER KANZLEI

In der Regel verfügen gemein-
nützige Einrichtungen über eine 
Freistellungs- oder Nichtveran-
lagungsbescheinigung (NV-Be-

scheinigung) des Finanzamts, die 
zur Abstandnahme vom Kapitaler-
tragsteuereinbehalt führt. Seit dem  
1. Januar 2019 gilt jedoch eine 
Neuregelung: Auszahlende Stellen 
sind demnach trotz einer solchen 
Bescheinigung dazu verpflichtet, 
unter gewissen Voraussetzungen die 
Kapitalertragsteuer (KapESt) einzu-
behalten.

Hierfür gibt es zwei Bedingungen:
• Die gemeinnützige Einrichtung be-
zieht Kapitalerträge aus sammelver-
wahrten Aktien und Genussscheinen 
von mehr als 20.000 Euro pro Jahr  
(§ 43 Abs. 1 Nr. 1a EStG).
• Beziehungsweise ist die Einrichtung 
bei Zufluss der Kapitalerträge nicht 
seit mindestens einem Jahr ununter-
brochen wirtschaftlicher Eigentümer 
der Aktien oder Genussscheine.

Der KapESt-Einbehalt beträgt in die-
sem Fall drei Fünftel der KapESt von 

25 Prozent und kann in der Regel im 
Rahmen der Körperschaftsteuererklä-
rung zur Erstattung beantragt werden. 

Nicht erstattet wird allerdings ein-
behaltene Kapitalertragsteuer, wenn 

die folgenden Voraussetzungen nach  
§ 36a Abs. 1 EStG nicht erfüllt sind:
• Die Aktie wird während eines Zeit-
raums von 45 Tagen vor und 45 Tage 
nach dem Dividendenzahltag nicht 
mindestens 45 Tage gehalten.

• Der Steuerpflichtige trägt während 
dieser Mindesthaltedauer nicht das 
Mindestwertänderungsrisiko.
• Es besteht die Verpflichtung, die 
Kapitalerträge ganz oder über-
wiegend, unmittelbar oder mittel-

bar anderen Personen zu vergüten  
(sogenannte „Cum-Cum-Geschäfte“). 

Fest steht, dass gemeinnützige Ein-
richtungen ab diesem Jahr mit einem 
erheblichen Mehraufwand rechnen 
müssen, um die einbehaltene KapESt 
erstattet zu bekommen. 

Sie haben dazu Fragen? Wir beraten 
und unterstützen gerne!

Neuregelung: Kapitalertragsteuereinbehalt trotz  
Freistellungs- oder NV-bescheinigung
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Jonathan Melchers unterstützt als Werkstudent die Kollegen bei CJP in 
verschiedenen Projekten.
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Seit knapp einem Jahr bringe ich als Prüfungs- 
assistent und Steuerfachangestellter bei der  
Clostermann & Jasper Partnerschaft mein wäh-
rend des dualen Studiums erworbenes Wissen 
ein. Ein abwechslungsreicher Job, der mir sehr viel 
Spaß bereitet. Doch zunehmend stelle ich fest, 
dass meine Wissbegierde meinen eigenen Schat-
ten überholt und ich mir weiteres steuerliches 
„Know-how“ aneignen möchte. Mit Begeisterung 
und Engagement berate ich unsere Mandanten in 
komplexen steuerlichen und betriebswirtschaft-
lichen Fragestellungen und möchte gerne noch 

mehr Verantwortung übernehmen. Mein Berufs-
ziel stand schon zu Beginn des Studiums fest: 

Ich möchte  Steuerberater werden. Doch darf ich 
aufgrund der formalen Vorgaben erst im nächs-
ten Jahr mit den Vorbereitungen auf die Steuer-
beraterprüfung starten.

Deshalb habe ich beschlossen, die Zeit sinnvoll zu 
nutzen und eine Weiterbildung zum  Bilanzbuch-
halter zu absolvieren. So habe ich die Möglich-
keit, mein vorhandenes Wissen zu rekapitulieren. 
Mit diesem Schritt schaffe ich für mich außer-
dem eine optimale Basis, auf die ich im weiteren 
Verlauf meiner (Steuer-)Karriere bauen kann.

Die Weiterqualifizierung findet als Fernlehrgang 
mit einzelnen Präsenzterminen statt. Das ist ne-
ben der Berufstätigkeit eine nicht zu unterschät-
zende Doppelbelastung. Doch dank der Unter-
stützung der Kanzleileitung sowie der Kollegen 
und insbesondere aufgrund der flexiblen Arbeits-
zeiten kann ich mich ganz individuell auf die Bi-
lanzbuchhalterprüfung vorbereiten. So erforsche 
ich weiter den Steuerdschungel und kann mein 
neu erworbenes Wissen direkt im Kanzleialltag 
zielgerichtet unter Beweis stellen.

Steuergestaltung und (Steuer-)
Betrug sind nicht das Gleiche! 
Doch in Zeiten von „Paradise 
Papers“ schwerverständlichen 

„Cum-Cum-Geschäften“ und der ge-
nerell ausufernden Einführung von 
Anzeigepflichten für grenzüberschrei-
tende Steuergestaltungen drängt sich 
dem Steuerpflichtigen völlig zu Recht 
der Gedanke auf, dass der Gesetzge-
ber, respektive die Politik, dies anders 
sieht und den gut beratenden Steu-
erpflichtigen unter Generalverdacht 
stellen möchten. 

Dieser Verdacht geht natürlich zu weit! 
Steuergestaltung bezeichnet die le-
gale Nutzung von Möglichkeiten, um 
die Steuerlast von Unternehmen und 
Privatpersonen zu verringern. Hierbei 
werden gesetzlich mögliche Rahmen-
bedingungen ausgeschöpft, um damit 
Steuerlasten zu senken. Um Ihnen einen 
Einblick in die Welt der Steuergestal-
tung zu liefern, präsentieren wir Ihnen 
im Rahmen unserer neuen Rubrik „Ein 
Beitrag zur  Steuergestaltung“ unser 
erstes Thema „Sinnvolle Vermögens-
verteilungen bei Ehepartnern - Güter-
standschaukel“.

Häufig konzentriert sich – auch heutzu-
tage noch – das Vermögen in einer Ehe 
auf einen der beiden Ehepartner. Dies ist 
in vielen Fällen allerdings nicht sinnvoll. 
Gegen eine einseitige Vermögenskon-
zentration spricht unter anderem das 
Haftungsrisiko, da in der Regel der ver-
mögensmäßig bessergestellte Partner 
auch eine ganze Reihe an Risiken trägt –
beispielsweise bei einem möglichen 
Gläubigerzugriff. 

Ein weiterer Nachteil einer einseitigen 
Vermögensverteilung ist, dass bei einer 
späteren Vermögensübertragung auf 
den anderen „ärmeren“ Ehepartner, sei 
es durch Schenkung oder durch einen 
Erbfall, dieser in der Regel mit Schen-
kungs-/Erbschaftsteuer belastet wird. 
Nach einer Vermögensumverteilung 
könnten jedoch beide Eheleute – unter 
Ausnutzung persönlicher Freibeträ-
ge etwa im Rahmen einer vorwegge-

nommenen Erbfolge – einfacher Geld 
beziehungsweise Vermögen an ihre 
Nachkommen übertragen. Der Freibe-
trag zwischen Elternteil zum Kind be-
trägt jeweils 400.000 Euro, zum Enkel 
200.000 Euro und er steht alle zehn 
Jahre erneut zur Verfügung! Im Rah-
men einer langfristig geplanten Vermö-
gensnachfolge kann zum Beispiel durch 
familienrechtliche Gestaltungen das 
Vermögen steuerfrei oder steueropti-

miert auf Ehepartner und im Nachgang 
auf die nächste Generation übertragen 
werden. 

Ein klassisches Gestaltungsmittel in der 
Vermögensnachfolgeplanung/-beratung 
ist die sogenannte Güterstandschaukel. 
Dabei wechseln die Ehegatten durch 
eine ehevertragliche Vereinbarung aus 
dem gesetzlichen Güterstand zunächst 
in die Gütertrennung. Die Zugewinnge-

meinschaft wird dadurch beendet und 
es entsteht ein gemäß Bürgerlichem 
Gesetzbuch gesetzlicher Anspruch auf 
einen Zugewinnausgleich. Dieser ermit-
telte Anspruch ist gemäß § 5 ErbStG 
steuerfrei. Eheleute können über den 
Zugewinnausgleich faktisch Vermögen 
steuerfrei und ohne die Belastung von 
steuerlichen Freibeträgen von einem 
Ehegatten auf den anderen übertragen. 
Im Anschluss, nach vollständiger Been-
digung des gesetzlichen Güterstands, 
können die Eheleute wahlweise wieder 
zurück in den gesetzlichen Güterstand 
wechseln („schaukeln“). Den Grundstein 
für die steuerliche Anerkennung dieser 
Gestaltungsmaßnahme legt unter an-
derem die Entscheidung des Bundesfi-
nanzhofes vom 12.7.2005 - II R 29/02. 

Haben wir Ihr Interesse für das Thema 
„Güterstandschaukel“ geweckt oder in-
teressieren Sie sich für weitere Themen 
im Zusammenhang mit der Vermögens-
planung und -nachfolge? Sprechen Sie 
uns gerne an!

Weiterbilden während der Berufstätigkeit 
NICO FINKE ÜBER SEIN BERUFSZIEL UND SEINEN WEG DAHIN 

EIN BEITRAG ZUR STEUERGESTALTUNG | FOLGE 1 

Sinnvolle Vermögensverteilungen bei  
Ehepartnern – die Güterstandschaukel

Ihr Ansprechpartner:

Tobias Kiehl
Steuerberater Bereich Steuerliche  
Umstrukturierung und Spezialfragen
0421 16 237-142
t-kiehl@clostermann-jasper.de

Bis zur Teilnahme an der Steuerberaterprüfung absolviert Nico 
Finke eine Weiterbildung zum Bilanzbuchhalter.

§$
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Unter diesem Titel haben 
wir im letzten Jahr mehre-
re Veranstaltungen mit der 
Johannes J. Matthies GmbH 

& Co. KG in Hamburg durchgeführt. 
Unser gemeinsames Ziel war es, den 
Kunden dieses Unternehmens den 
Einsatz und die Vorteile elektroni-
scher Rechnungen näherzubringen. 
Wir haben unser Expertenwissen im 
Hinblick auf digitale Buchhaltungs-
prozesse eingebracht.

Für die Johannes J. Matthies GmbH & 
Co. KG fängt die Digitalisierung schon 
bei der eigenen Rechnungsstellung an. 
Die Gesellschaft bietet ihren Kunden 
eine E-Rechnung im passge-
nauen Datenformat mit 
zertifizierter Signatur 
und mit einem eigenen 

revisionssicheren Rechnungsarchiv an. 
Auch Lieferscheine und Retouren wer-
den rechtskonform digital gesichert. 
Dadurch werden Kunden der Johannes 
J. Matthies GmbH & Co. KG bei ihrer 
Buchhaltung je nach Geschäftsumfang 
wesentlich entlastet. 

Auf Wunsch erhalten sie die E-Rech-
nung im gewünschten Datenformat 
oder rufen diese direkt aus dem „Mat-
thies-Rechnungsarchiv“ ab. Anhand 
der digitalen Archivierung wird die 
Ablage deutlich reduziert sowie über-
sichtlicher. Zudem ist eine eigene Ar-
chivierung nicht mehr erforderlich. 
Im erforderlichen Dateiformat be-

reitgestellte E-Rechnungen können 
direkt im Buchhaltungssystem 

importiert und dann nahtlos 
und schnell verbucht wer-
den. Der gesamte Prozess 
wird dadurch schneller und 

kostengünstiger und liefert 
darüber hinaus zeitnah verläss-

liche Kennzahlen, die die Grundlage 
für unternehmerische Entscheidungen 
bilden. All diese Vorteile liefert die 
Johannes J. Matthies GmbH & Co. KG 
ihren Kunden mithilfe der E-Rechnung 
und des Rechnungsarchivs direkt frei 
Haus. 

Nicht zuletzt kann durch die Einfüh-
rung elektronischer Rechnungen die 
Buchhaltung in jedem Unternehmen 
einfach und konsequent digitalisiert 
werden – auch in Ihrem. Dafür müssen 
Sie nur wenige Schritte beachten:

1. Erstellen und versenden Sie selbst 
elektronische Rechnungen 
Ausgangsrechnungen müssen nicht 
mehr einzeln verbucht, sondern können 
direkt und in einem Rutsch in die Buch-
haltung importiert werden. Sie sparen 
dadurch Zeit und Porto. Zudem entfällt 
das Handling der Papierrechnungen. 

2. Stellen Sie auf elektronische Ein-
gangsrechnungen um
Lassen Sie sich von Ihren Lieferanten 
und Dienstleistern elektronische Rech-
nungen (z.B. im ZUGFeRD-Format) zu-
senden. Diese werden in den gängigen 
Buchhaltungsprogrammen weitestge-
hend automatisch erfasst. Manuelle 
Buchhaltungsarbeiten, wie das Abtippen 
einer Rechnung, sind nicht mehr not-

wendig. Digitalisieren Sie zudem ihre 
sonstigen Buchhaltungsbelege und nut-
zen Sie dafür eine OCR-Texterkennung.	
 
3. Binden Sie Ihre Bankkonten in die 
Buchhaltung ein
Erfasst Ihr Buchhaltungsprogramm 
elektronische Rechnungen nahezu au-
tomatisch, dann kann es auch die Über-
weisungen mit diesen Informationen 
vorbereiten und die Zahlungen auto-
matisch verbuchen. Hier können Sie als 
Unternehmer sparen. 	

4. Nutzen Sie aktuelle Buchhaltungs-
daten für Ihre unternehmerischen Ent-
scheidungen
Viele kleine mittelständische Unterneh-
men werden auf Grundlage der Zahlen 

auf dem Bankkonto geführt, denn die 
BWA steht meist erst verspätet zur Ver-
fügung. Eine konsequente Digitalisie-
rung der Prozesse schafft Abhilfe. 

Sie haben Fragen zum Thema digitale 
Buchhaltung? Wir sind für Sie da.
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Durch gesetzliche Maßnah-
men und Regelungen zur 
steuerlichen Förderung der 
E-Mobilität werden "E-Fir-

menwagen" deutlich attraktiver. Seit 
dem 01. Januar 2019 wird die Bemes-
sungsgrundlage von 1 auf 0,5 Prozent 
halbiert. Diese Regelung gilt auch für 
Fahrten zwischen Wohnung und ers-
ter Tätigkeitsstätte sowie für Fami-
lienheimfahrten. Allein durch diese 
Neuerung ergibt sich eine erhebliche  
Steuerersparnis.

Bei Hybridelektrofahrzeugen ist darüber 
hinaus zu beachten, dass die Halbierung 
des Bruttolistenpreises nur zulässig ist, 
wenn diese die Voraussetzungen des  
§ 3 Abs. 2 Nr. 1 und 2 laut Elektromo-
bilitätsgesetz erfüllen. Darunter fallen 

Fahrzeuge, die eine elektrische Mindest-
fahrleistung von 40 Kilometern oder eine 
Höchstemission von 50 Gramm Kohlen-
dioxid pro Kilometer ausweisen. Für den 
Leistungsnachweis ist in der Praxis ein 
Beleg erforderlich. Maßgeblich relevant 

dafür sind die Herstellerangaben. Han-
delt es sich hingegen um Hybridelek-
trofahrzeuge, die diese ökologischen 
Anforderungen nicht erfüllen, können 
die bisherigen pauschalen Abschläge in 
Anspruch genommen werden. 

Um die staatlichen Förderungen grund-
sätzlich nutzen zu können, gilt der 
Anschaffungszeitraum zwischen dem 
1. Januar 2019 und dem 31. Dezember 
2021. Die Neuregelung betrifft auch 
alle vom Arbeitgeber erstmals nach 
dem 31. Dezember 2018 und vor dem 
1. Januar 2022 zur privaten Nutzung 
überlassenen betrieblichen Elektro-
fahrzeuge und extern aufladbaren Hy-
bridelektrofahrzeuge. 

Aktuell ist die steuerliche Förderung 
lediglich bis 2021 begrenzt. Eine 
deutlich längere Förderung – ausge-
weitet auf das gesamte nächste Jahr-
zehnt – will Bundesfinanzminister Olaf  
Scholz schon bald durchsetzen, wie er 
in einem aktuellen Interview bereits 
mitteilte.

Ferner hat die Finanzverwaltung grund-
sätzliche Informationen im aktuellen 
Schreiben des Bundesfinanzministeriums 
zusammengefasst und veröffentlicht. 

E-Mobilität ist ein Thema bei Ihnen? 
Dann sprechen sie uns gerne hierzu an!

Neuerungen bei der steuerlichen Förderung  
von Elektrodienstwagen

„Digitalisieren. Wie optimiere ich die Zusammenarbeit  
mit meinem Steuerberater?“

Henning Kuhlmann
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater & Partner
040 530 2965 521
hk@clostermann-jasper.de

Ihre Ansprechpartnerin:

Klaus Biermann
Prüfungsassistent, Bilanzbuchhalter,  
Steuerfachangestellter
0421 16 237-147
k-biermann@clostermann-jasper.de

Ihr Ansprechpartner:

Die Johannes J. Matthies GmbH & 
Co. KG vertreibt als einer der führen-
den Großhändler mit Verkaufsfilialen 
in Hamburg, Schleswig-Holstein, 
Niedersachsen, Mecklenburg-Vor-
pommern und Sachsen-Anhalt Auto- 
sowie Motorradteile, Zubehör und 
Werkstattausrüstung.
Die Clostermann & Jasper Partner-
schaft unterstützt die Johannes J. 
Matthies GmbH & Co. KG bei Veran-
staltungen. Das nächste gemeinsame 
Event findet auf der Transtech 2019 
in Hamburg vom 17. bis 19. Mai 
statt. 


